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Das Gesetz, das wir jetzt einbringen, ist zeitlich be-
fristet und ausschließlich auf das Ziel der Hilfe im 
Zusammenhang mit der Unterstützung von Flücht-
lingen beschränkt. Es ist eine Aufweitung der Hin-
zuverdienstmöglichkeiten, und zwar schlicht und er-
greifend dergestalt, dass die Einkünfte, die bis zum 
Ende des Jahres 2017 im Zusammenhang mit der 
Hilfe in und für Flüchtlingseinrichtungen erzielt wer-
den, nicht als Erwerbseinkommen zählen. Ansons-
ten wird alles so behandelt, wie es bisher auch der 
Fall ist. Dafür bitten wir um die Unterstützung des 
Landtags. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, eine 
weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen. Wir 
kommen somit unmittelbar zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 16/10493 an den Haus-
halts- und Finanzausschuss – federführend – so-
wie an den Innenausschuss. Wer ist für diese 
Überweisungsempfehlung? – Ist jemand dagegen 
oder enthält sich der Stimme? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

16 Gesetz zur Änderung wasser- und wasser-
verbandsrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/10799 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Lan-
desregierung Herrn Minister Remmel das Wort. Bit-
te, Herr Minister. 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Am Anfang meiner Einführung 
zur parlamentarischen Beratung des Landeswas-
sergesetzes und der wasserverbandsrechtlichen 
Vorschriften steht eine schlechte Nachricht. Die 
Bundesregierung hat über den Stand der erreichten 
Ziele der Wasserrahmenrichtlinie berichtet. Bun-
desweit wurde in 82 % der Oberflächenwasserkör-
per der gute ökologische Zustand nicht erreicht. 
Dies haben wir in der letzten Woche auch ausführ-
lich im Umweltausschuss diskutiert. 

Mit dem Entwurf des Landeswassergesetzes legt 
die Landesregierung eine aus verschiedenen Grün-
den – gerade auch dem unzureichenden Zustand 
unserer Gewässer geschuldet – dringend erforderli-

che grundlegende Überarbeitung des Landeswas-
sergesetzes vor. Die Neuordnung des Bundeswas-
serrechtes im Jahr 2010 – nach der Föderalismus-
reform 2006 – erfordert zwingend eine vollständige 
Neuordnung des Landeswassergesetzes. 

Vieles, was wir in der Vergangenheit in guter Tradi-
tion gelebt haben und was sich bewährt hat, wird – 
manchmal leicht modifiziert selbstverständlich – 
weitergeführt. Nordrhein-Westfalen – das möchte 
ich an dieser Stelle unterstreichen – war immer ein 
Land mit einem anspruchsvollen Wassergesetz, 
und zwar über alle Fraktionen und politischen Par-
teien hinweg. Denn Nordrhein-Westfalen unter-
scheidet sich in vielen Dingen von anderen Bundes-
ländern, so auch in den Rahmenbedingungen der 
Wasserwirtschaft. 

So dicht wie in Nordrhein-Westfalen lebt – mit wei-
tem Abstand – keine Bevölkerung in einem anderen 
Bundesland; wir sind das am dichtesten besiedelte 
Bundesland. Das hat Folgen. Die Konflikte bei der 
Nutzung der Flächen sind in Nordrhein-Westfalen 
weit größer als in anderen Ländern. Der Druck auf 
die Fläche ist hoch; wir haben es mehrfach disku-
tiert. 

18 Millionen Menschen brauchen aber eben auch 
eine intakte Umwelt, ein lebendiges Gewässer, und 
nicht nur Möglichkeiten zur Versorgung sowohl der 
Produktion als auch der Wirtschaft.  

Nordrhein-Westfalen hat aber zugleich doppelt so 
viele Betriebe, die mit relevanten Umweltschadstof-
fen umgehen, wie Bayern, und anderthalb mal so 
viele wie Baden-Württemberg. Entsprechend hoch 
ist die Anzahl der in Gewässer einleitenden Betriebe 
mit erheblich belasteten Abwässern.  

Gleichzeitig gewinnen wir – und das ist auch eine 
Besonderheit für die Bundesrepublik – in Nordrhein-
Westfalen unser Trinkwasser zu 60 % aus Oberflä-
chengewässern; das ist weit mehr als sonst in der 
Republik. Deshalb gibt es hier auch die Notwendig-
keit, das Ganze besonders zu schützen; denn es 
geht darum, das wichtigste Lebensmittel, das wir 
haben – unser Trinkwasser – auch zukünftigen Ge-
nerationen in einem guten Zustand zu überlassen.  

(Beifall von Hans Christian Markert [GRÜNE]) 

Das Gleiche gilt natürlich für das Reservoir, das im 
Boden enthalten ist: unser Grundwasser. Hierauf gilt 
es unser besonderes Augenmerk zu richten, wenn 
Einleitungen getätigt werden, die zu einer dauerhaf-
ten Belastung unseres Grundwassers führen, wie 
wir an einigen Messstellen feststellen können.  

Diese Erkenntnisse haben alle Landesparlamente 
und Landesregierungen in Nordrhein-Westfalen seit 
Jahrzehnten geleitet und zu entsprechenden Rege-
lungen geführt. Es muss eine ausreichende gesetz-
liche Grundlage geschaffen werden, die Gewässer 
in Nordrhein-Westfalen darüber hinaus wieder le-
bendig zu machen, die in der Vergangenheit – teil-
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weise jedenfalls – industriepolitisch überformt und 
zum Teil auch deformiert worden sind.  

Es geht also darum, unsere Lebensadern – und das 
sind die Gewässer, weil sie verschiedene Biotope 
miteinander verbinden und dadurch Austauschmög-
lichkeiten gewährleisten – als wichtigen Lebens-
raum für Flora und Fauna wieder dauerhaft zur Ver-
fügung zu stellen. Um es weniger prosaisch auszu-
drücken: Es gibt eine europarechtliche Anforderung, 
die genau das formuliert, und zwar die Wasserrah-
menrichtlinie, an die sich auch das Land Nordrhein-
Westfalen halten muss. Zentral ist dabei, die Ge-
wässer wieder in einen guten ökologischen Zustand 
zu führen.  

Mittlerweile haben wir schon 15 Jahre in diesem 
Rahmen gelebt. Aber offenkundig verläuft die Um-
setzung der Bewirtschaftung zur Erreichung dieser 
Vorgaben ausgesprochen schleppend. Das hat vie-
le Ursachen. Einigen jedenfalls wollen wir mit neuen 
gesetzlichen Grundlagen entgegenwirken, um hier 
eine Verbesserung zu erreichen.  

Auch die Sicherung des Standards der kommunalen 
Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung 
bedeuten ein wichtiges Themenfeld mit immer neu-
en Herausforderungen. Hier ist als wichtige Rege-
lung die Ermächtigung zum Erlass einer Landes-
verordnung zum Standardsetzen im Hinblick auf 
Wasserschutzgebiete zu nennen. Da haben wir im-
mer mit landesweit unterschiedlichen Standards 
gearbeitet. Ich denke aber, dass es besser ist, diese 
zu vereinheitlichen, weil die Anforderungen an die 
Gewässer überall gleich zu formulieren sind.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Ihre Redezeit, 
Herr Minister.  

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Meine sehr verehrte Damen und Herren! Umfang-
reiche Arbeiten, auch im Rahmen der Verbändean-
hörung, liegen hinter uns. Jetzt ist das Parlament an 
der Reihe zu beraten. Ich hoffe auf eine gute Bera-
tung. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister Remmel. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Meesters.  

Norbert Meesters (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! In unserem Koalitions-
vertrag steht sozusagen als Überschrift zum Lan-
deswassergesetz: NRW lebenswert erhalten – na-
türliche Ressourcen schützen. 

Der Schutz des Wassers – unseres Grundwassers, 
unseres Trinkwassers – hat in der öffentlichen Dis-

kussion eine hohe Priorität. Viele Menschen sorgen 
sich um die Qualität ihres Trinkwassers. Es wächst 
der Druck auf uns, auf die Politik, für sauberes, für 
gesundes Wasser zu sorgen. Die Menschen in 
NRW fordern uns auf, endlich zu handeln – und das 
mit Recht. 

(Beifall von Jochen Ott [SPD]) 

Mit einer Novelle des Landeswassergesetzes wol-
len wir deshalb die landesrechtlichen Handlungs-
spielräume, die uns der Bund dort lässt, zur Ver-
besserung der Wasserqualität nutzen.  

Wir diskutieren bald noch ein weiteres Gesetz an: 
das Naturschutzgesetz. Es gibt in der bisherigen 
Diskussion einen Unterschied, den ich zum Natur-
schutzgesetz sehe. In den Gesprächen mit den 
Verbänden erkenne ich nur wenige Knackpunkte. 
Es gibt eine grundsätzliche Akzeptanz, dass der 
Landesgesetzgeber seine Spielräume nutzt. Die 
meisten der Anpassungen und Regelungen, die der 
Minister gerade summarisch aufgeführt hat, sind re-
lativ unstrittig. Ich werde bei der Einbringung jetzt 
auch gar nicht weiter darauf eingehen, werde aber 
im Laufe des Verfahrens die wertvollen Hinweise, 
die wir noch bekommen werden, aufgreifen und das 
eine oder andere einbringen.  

Auf zwei umstrittene Regelungen will ich jedoch et-
was ausführlicher zu sprechen kommen, weil sie 
wichtig sind, wenn wir über gutes Trinkwasser re-
den, und weil sie zeigen, dass wir das Ganze ver-
nünftig und praktikabel geregelt haben.  

Der eine Punkt betrifft die Gewässerrandstreifen in 
§ 31, wo wir als Land grundsätzlich abweichende 
Regelungsmöglichkeiten haben. Zweck ist die Er-
haltung und Verbesserung der ökologischen Funkti-
onen oberirdischer Gewässer, vor allem der Ver-
minderung von Stoffeinträgen aus der Landwirt-
schaft.  

Der Bericht „Nitrat im Grundwasser“, den wir alle 
kennen, zeigt, dass in den landwirtschaftlich intensiv 
genutzten Gebieten in Nordrhein-Westfalen die Nit-
ratkonzentrationen seit über 20 Jahren gleichblei-
bend hoch oder sogar steigend ist. Wir können sa-
gen: Für 40 % der Gewässer gilt: Kein guter Zu-
stand, kein gutes ökologisches Potenzial, kein guter 
chemischer Zustand. Das ist eben auch die Grund-
lage, warum wir es für erforderlich halten, hier ent-
sprechende Regelungen zu treffen. 

Maßgeblich sind dabei Daten und Fakten, jedoch 
keine Ideologie. Deswegen gibt es ab 1. Januar 
2022 die Gewässerrandstreifen mit erhöhten Anfor-
derungen auf fünf Metern bei den Fließgewässern, 
die die Umweltqualitätsnormen verfehlen. Da müs-
sen wir etwas tun, und das betrifft ca. 0,8 % der 
landwirtschaftlichen Fläche in NRW.  

Noch einmal: Wichtig ist, dass die Regelungen nur 
da greifen, wo die Bewirtschaftungsziele verfehlt 
werden. Diese Übergangsfrist bis zum Jahr 2022 
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gibt eben die Möglichkeit, das „NRW-Programm 
Ländlicher Raum 2014 – 2020“ zu nutzen. Die För-
derung von Agrarumweltmaßnahmen gibt auch den 
Landwirten eine reelle Chance auf positiv wirkende 
Umstellung der Bewirtschaftung.  

Als zweiten Punkt möchte ich die Wasserschutzge-
biete ansprechen, und hier insbesondere den § 35. 
Hier sollen – der Minister sagte es bereits – allge-
meine landesweite Schutzgebietsstandards definiert 
werden. Dazu gehört auch das Verbot der oberirdi-
schen Gewinnung von Bodenschätzen – Kies, Ton, 
Quarz, Sand und Kalk – 

(Beifall von Dagmar Hanses [GRÜNE]) 

als vorsorgender Schutz der Wasserversorgung, 
und zwar als einheitliche Grundregelung für NRW. 
Es ist auch gut so, das einheitlich zu regeln.  

Trotzdem wird die Rohstoffgewinnung in Nordrhein-
Westfalen weiterhin möglich sein; denn in Zukunft 
wird die Praktikabilität des Verbotes durch Ausnah-
me- und Übergangsregelungen gewährleistet sein: 
Fachlich begründete Ausnahmeregelungen werden 
wie bisher durch die zuständige Wasserbehörde im 
Rahmen einer Wasserschutzgebietsverordnung ge-
währleistet.  

Befreiungen sind im Einzelfall also nach einer Prü-
fung und mit guter Begründung möglich, wenn dies 
sachlich gerechtfertigt ist. Die Sicherung des rechtli-
chen Besitzstandes wird im § 125 gewährleistet, 
sodass die derzeitigen Regelungen in den Wasser-
schutzgebietsverordnungen fortwirken, und zwar in 
den BSAB-Gebieten bei bereits genehmigten und in 
Genehmigung befindlichen Abgrabungen. 

Noch einmal: Ich habe diese beiden Regelungen 
erwähnt, weil sie wichtig sind, und auch, weil sie 
aufzeigen, dass wir in diesem Gesetz nichts kaputt-
regeln, sondern praktikable Lösungen finden, um 
ein Problem, das wir im Bereich „Trinkwasser“ ha-
ben, vorsorglich und verantwortlich anzugehen.  

Über alle weiteren Dinge werden wir im Fachaus-
schuss beraten. Ich freue mich nun auf das weitere 
Verfahren und die Beratungen dort und bedanke 
mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Meesters. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Kollege Deppe. 

Rainer Deppe (CDU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wasser ist die Grundlage des Le-
bens auf unserem blauen Planeten. Es ist Lebens-
mittel und Lebensraum, und es ist in unserem Bun-
desland landschaftsprägend. Nicht zuletzt ist Was-
ser auch ein entscheidender Wirtschaftsfaktor. Der 
Rhein direkt vor diesem Hohen Hause ist eine der 
wichtigsten Wasserstraßen in Europa. 

H2O ist auch ein wichtiger Faktor für den wirtschaft-
lichen Erfolg unseres Bundeslandes. Der vorliegen-
de Entwurf für ein Landeswassergesetz versucht, 
zumindest einigen dieser unterschiedlichen Funkti-
onen gerecht zu werden, greift aber gleichzeitig er-
heblich in verschiedene Bereiche ein. Der Gesetz-
entwurf ist ein weiterer Baustein für mehr Staat, 
mehr Dirigismus und für nordrhein-westfälische 
Sonderwege, und vor allem ist er wiederum die 
Grundlage für den Erlass neuer Verordnungen. 

(Beifall von der CDU) 

Bei der Lektüre der 541 Seiten fragt man sich, wa-
rum die Mehrheitsfraktionen eigentlich nicht direkt 
alle Zuständigkeiten an den Umweltminister abge-
ben. Die Fülle der Verordnungen, die ohne Zustim-
mung des Parlaments erlassen werden können, ist 
wirklich erstaunlich. 

Wie wenig Sie auf die Bewertung anderer Wert le-
gen, zeigt der erneute Umgang mit der Clearingstel-
le Mittelstand. Der Wirtschaftsminister ist leider nicht 
da. Herr Duin, meinen Sie nicht – ich hoffe, es wird 
ihm ausgerichtet –, es sei an der Zeit, sich dagegen 
zu wehren, dass Ihnen der Umweltminister ständig 
die Butter vom Brot nimmt? 

(Beifall von der CDU) 

Dieses Gesetz ist eindeutig mittelstandsrelevant, 
und deshalb gehört es auch in die Clearingstelle. 

(Beifall von der CDU) 

Einen weiteren Verdacht sollten Sie schnellstens 
ausräumen: Im Landesentwicklungsplan wurden 
mühsam ein paar der schlimmsten Auswüchse rela-
tiviert. Jetzt dürfen diese Dinge nicht über den Um-
weg von Fachgesetzen wieder hineinkommen. Das 
ist dann nicht in Ordnung. 

Erneut können Sie dem Versuch nicht widerstehen, 
den Staatsanteil an Grund und Boden weiter zu 
vergrößern. Auf erhebliche Kritik stößt die erneute 
Ausweitung des Vorkaufrechts für die öffentliche 
Hand. Man hat den Eindruck, Sie schaffen neue 
Gebietskategorien, um die Gebiete anschließend 
günstig in das Eigentum des Landes überführen zu 
können. Im Einzelfall mag der Kauf von Grundstü-
cken für öffentliche Zwecke sinnvoll sein – aber bei 
jedem See, jedem Ufergrundstück und jedem Über-
schwemmungsgebiet die Hand auf das private Ei-
gentum zu legen, das geht entschieden zu weit! 

(Beifall von der CDU) 

Noch leben wir in einem Bundesland, in dem das 
private Eigentum Vorrang vor Staatsbesitz hat. 

Entgegen dem Bundesrecht verdoppeln Sie die 
Breite der Randstreifen an den Gewässern. 23.800 
km Fließgewässer und 25 Seen wären von dieser 
Regelung betroffen. Nach Ihren Angaben wären das 
weitere 24.000 ha landwirtschaftlicher Fläche. Um-
gerechnet auf Ihr Ziel von 5 ha Flächeninanspruch-
nahme pro Tag dürften 13 Jahre lang keine weite-
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ren Flächen in Anspruch genommen werden – so 
viel einmal zur Größenordnung der von Ihnen beab-
sichtigten Maßnahme. 

Im Vergleich zu anderen Bundesländern schädigen 
Sie die betroffenen nordrhein-westfälischen Land-
wirte sogar doppelt: Sie nehmen ihnen nicht nur die 
Fläche weg, sondern auch noch die Fördermöglich-
keit aus der zweiten Säule. Herr Remmel, Ihre Be-
teuerungen aus der Biodiversitätsstrategie sind 
schon nach Jahresfrist nicht einmal mehr das Pa-
pier wert, auf dem sie geschrieben sind. 

(Beifall von der CDU) 

Diesen tiefgreifenden Eingriff in das Eigentum leh-
nen wir entschieden ab. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, die Kommunen beklagen 
die erneute Zunahme von Bürokratie. Sie warnen 
vor einer wahren Konzeptflut, vor neuen Plänen 
und – wörtlich – vor einer rot-grünen Datensammel-
leidenschaft. 

Laut Ihrem Gesetzentwurf gehört zum Wasserkreis-
lauf beispielsweise auch das Geschehen außerhalb 
von Gewässern. Nehmen Sie die Kommunen nach 
dem Katzenzählen jetzt auch noch für das Zählen 
von Regenwolken in Anspruch? 

(Norbert Meesters [SPD]: Da fällt mir kein 
Zwischenruf mehr ein!) 

Wir brauchen mehr Hochwasserschutz und mehr 
Umsetzung statt neuer Bürokratie! 

(Beifall von der CDU) 

Bei allen berechtigten Anliegen des Gewässer-
schutzes müssen die Kosten für Bürger, Wirtschaft 
und Staat im Rahmen bleiben. Sechs Seiten Ihres 
Einführungstextes widmen Sie den Kosten. Dabei 
gibt es da keine einzige Zahl, sondern nur unklare 
Aussagen. Entweder schreiben Sie: „Der Aufwand 
wird durch Gebühren abgedeckt“, oder: „Die Kosten 
können noch nicht abgeschätzt werden.“ Die Ver-
mutung bleibt: Am Ende wird es für die Gebühren- 
und Steuerzahler wieder richtig teuer werden. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Deppe. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Kollege Markert. Bitte 
schön. 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Lieber Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Seit Men-
schengedenken wird kulturübergreifend nicht daran 
gezweifelt, dass Wasser ein absolut bedeutendes 
Element ist. Es war der griechische Philosoph Tha-
les von Milet – ich habe das hier schon einmal ge-

sagt –, der Wasser als den „Ursprung aller Dinge“ 
bezeichnet hat.  

Herr Deppe, Sie haben zumindest am Anfang Ihrer 
Rede darauf hingewiesen und damit im ersten Au-
genblick die Hoffnung genährt, dass wir uns da einig 
werden könnten. Ich komme darauf aber gleich zu-
rück. Die Hoffnung wurde leider wieder einmal ent-
täuscht. 

Wasser ist deswegen so bedeutend, weil es in un-
serem Leben eine Funktion hat, die unser Überle-
ben sichert. Neben der Temperatur ist es der ent-
scheidende Faktor, das wissen wir heute, für das 
Überleben der Menschheit. 

Deswegen ist es so wichtig, dass wir dem Schutz 
des Wassers eine so hohe Bedeutung beimessen. 
Wasser ist nämlich zugleich gefährdet. Das ist be-
dauerlich, wenn wir uns vergegenwärtigen, dass wir 
jeden Tag anderthalb bis zwei Liter Trinkwasser zu 
uns nehmen sollten, um gesund zu leben. Wir brau-
chen also gesundes Trinkwasser.  

Der Minister hat vorhin in seinen Ausführungen da-
rauf hingewiesen: In Nordrhein-Westfalen gewinnen 
wir zum Teil aus Grundwasser, aber zu einem gro-
ßen anderen Teil auch aus den Oberflächengewäs-
sern – nämlich zu 60 % – unser Trinkwasser. 

Deswegen ist es aller Mühe wert, sich den Heraus-
forderungen zu stellen. Das will dieser vorgelegte 
Gesetzentwurf. Er will sich den modernen Heraus-
forderungen beim Gewässerschutz stellen. Er will 
zugleich allerdings auch darauf hinweisen und er-
möglichen, die Handhabbarkeit der heutigen Ge-
setzgebung zu vereinfachen. Jeder, der einmal mit 
den Wassergesetzen – mit dem Landeswasserge-
setz, mit den Durchführungsverordnungen – zu tun 
gehabt hat, weiß, was für ein Wälzer das ist. Des-
wegen ist es für diejenigen, die damit tagtäglich 
umgehen müssen, gut, wenn die Lesbarkeit beför-
dert wird. 

Ich möchte aber ausdrücklich noch ein paar Stich-
worte nennen. Wir werden uns in den nächsten 
Wochen und Monaten in den Fachberatungen damit 
auseinandersetzen:  

Auf den ersten Blick sind unsere Flüsse, unsere 
Gewässer ähnlich rein wie dieses Glas voll Wasser. 
Man kann durchschauen. Auf den zweiten Blick 
wissen wir aber, dass wir moderne, neue Heraus-
forderungen zu bewältigen haben. Denken Sie an 
die Belastungen durch Mikroplastik. Der Film „Plas-
tic Planet“ – ich habe gerade noch mit Sigrid Beer 
darüber gesprochen – veranschaulicht das ganz 
hervorragend: Mitten irgendwo auf dem Pazifik ein 
Segelschiff. Es wird eine Wasserprobe genommen. 
Das Meer sieht von oben betrachtet blau aus, so, 
wie wir unseren Planeten aus dem All gern sehen. 
Dann wird dieses Planktonnetz herausgezogen, und 
hinten können wir ein Glas voll Wasser mit ganz vie-
len Kunststoffabfällen sehen. 
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Unsere Kläranlagen sind nicht in der Lage, diese 
Plastikabfälle herauszufiltern. Sie müssen moderni-
siert werden. Am besten fangen wir nicht erst am 
Ende der Aufbereitung an zu schützen und zu klä-
ren, sondern wir müssen vermeiden. Wir müssen 
bei den Ursachen anfangen. Mir erschließt sich 
nicht, warum in vielen Kosmetika, in vielen Reini-
gungs- und Hygieneartikeln heute Plastikpartikel als 
Scheuermittel enthalten sein müssen. Sieben Bun-
desstaaten der Vereinigten Staaten von Amerika 
haben das übrigens inzwischen verboten. 

Die zweite große Herausforderung ist die Medika-
mentenbelastung. Übrigens, wenn wir allein an die 
600 Tonnen pro Jahr an Antibiotika denken, die in 
unserem Wasser landen und die wir auch herausfil-
tern müssen, müssen wir uns auch vergegenwärti-
gen, dass diese 600 Tonnen Antibiotika aus der 
Humanmedizin noch um das Dreifache übertroffen 
werden durch die Einführungen und Einträge von 
Antibiose aus der industrialisierten Landwirtschaft. 
Annähernd 1.800 Tonnen pro Jahr prophylaktische 
Tierversorgung! Das hat eben auch seine Konse-
quenzen: die Nitrateinträge, die Düngereinträge aus 
der industrialisierten Landwirtschaft, auch aus den 
Biogasanlagen.  

Wir haben gerade in diesen Tagen einen Skandal – 
Herr Deppe, wir haben das im Umweltausschuss 
behandelt – an der Emmer, in die tagelang Einträge 
über einen landwirtschaftlichen Abwasserkanal hin-
eingeflossen sind. Die Emmer ist auf anderthalb bis 
zwei Kilometern biologisch einfach tot. Das können 
wir nicht ignorieren. Da müssen wir anpacken.  

Deswegen ist es auch richtig, uns den Themen 
beim Landeswassergesetz zu stellen – ambitioniert 
zu stellen – und die Gewässerrandstreifen zu disku-
tieren. Das ist eine Chance für den ländlichen 
Raum. Die 130.000 Angler, die da auch leben, war-
ten darauf, dass wir hier Lösungen finden. Die Men-
schen, die da Erholung suchen, warten darauf, und 
die Menschen, die jeden Tag einen guten Schluck 
Trinkwasser aus der Leitung trinken wollen, warten 
auch darauf. Stellen wir uns also diesen Herausfor-
derungen.  

Herr Deppe, weil Sie eben von Eigentum gespro-
chen haben – Herr Präsident, ich komme zum En-
de –: Eigentum verpflichtet auch. Wer Landwirt-
schaft betreibt, sollte sie in Zukunft auch so betrei-
ben, dass wir unser Trinkwasser weiterhin genießen 
können. – Herzlichen Dank und gute Beratungen im 
Ausschuss. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Markert. – Für die FDP-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Busen das Wort. 

Karlheinz Busen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Beim Wassergesetz ist etwas 

gelungen, was bei anderen Gesetzen von Herrn Mi-
nister Remmel nicht gelungen ist. Der Druck von 
den Industrieverbänden, von den Gewerkschaften 
und auch von der FDP hat zu einem Einlenken der 
Landesregierung geführt. 

(Zuruf von der FDP: Sehr gut! – Zuruf von der 
SPD: Was die FDP geleistet hat!) 

Der Bestand der Rohstoffindustrie in Nordrhein-
Westfalen konnte durch die Änderung von § 35 da-
mit gesichert werden. Das ist ein kleiner, aber wich-
tiger Erfolg für den Wirtschaftsstandort in Nordrhein-
Westfalen, der seit Jahren unter dem rot-grünen 
Verbots- und Regulierungswahn beim Klimaschutz, 
beim Naturschutz oder bei Infrastrukturmaßnahmen 
leidet. 

Trotzdem wird das neue Landeswassergesetz auch 
nach dem vorliegenden Entwurf zu erheblichen Be-
wirtschaftungseinschränkungen führen, etwa bei der 
Ausweitung – das ist hier mehrmals angesprochen 
worden – der Gewässerrandstreifen, der Beschrän-
kung des Eigentümer- und Anliegergebrauchs, der 
Schaffung von Vorkaufsrechten, einem grundsätzli-
chen Abgrabungsverbot in Wasserschutzgebieten 
sowie der grundsätzlichen Befristung von Genehmi-
gungen. Das sind ein weiterer Ausbau an Bürokra-
tie, Bevormundung und ein bereits seit längerem 
feststellbarer mangelnder Respekt vor dem Eigen-
tum, zum Beispiel bei den Gewässerrandstreifen.  

Die Gewässerrandstreifen sollen von 5 m auf 10 m 
ausgeweitet werden. Wen trifft diese Maßnahme am 
härtesten, Herr Minister? Das sind die kleinen Be-
triebe, die Familienbetriebe, die Sie angeblich im-
mer besonders stützen und schützen wollen. Wenn 
bei einem kleinen Hof von ungefähr 20 Hektar 
dadurch nur ein Hektar wegfällt, kann das schon 
richtig wehtun. Damit bleiben Sie weiterhin leider 
der Totengräber der kleinen bäuerlichen Familien-
betriebe. 

(Beifall von der FDP – Zuruf: Oh!) 

Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Busen. – Für die Piratenfraktion spricht 
Herr Kollege Rohwedder. 

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN): Vielen 
Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Mit diesem neuen Landeswassergesetz ha-
ben wir jetzt eine lohnende Herausforderung vor 
uns. Die europäische Wasserrahmenrichtlinie ver-
einheitlicht das europäische Wasserrecht und setzt 
den Mitgliedstaaten ein klares Ziel. Die Gewässer 
sollen innerhalb festgelegter Fristen bestimmte 
Umweltziele und den guten ökologischen Zustand 
erreichen. Eine Verschlechterung des Zustands ist 
zu vermeiden. Dabei verfolgt die Richtlinie einen 



Landtag   27.01.2016 

Nordrhein-Westfalen 10691 Plenarprotokoll 16/103 

 

ganzheitlichen Ansatz. Flüsse, Seen, Küsten, Ge-
wässer und Grundwasser sind als zusammenhän-
gende Gewässersysteme zu betrachten und sollen 
grenzüberschreitend geschützt werden. 

Dabei soll der gute ökologische und chemische Zu-
stand aller natürlichen Oberflächengewässer, 
Grundwässer sowie der künstlichen und natürli-
chen, aber auch der erheblich veränderten Gewäs-
ser in der EU erreicht werden. In allen Gewässern 
sollen wieder möglichst naturnahe Strukturen herr-
schen, wenig Schadstoffe vorkommen und damit 
auch die typischen Tiere und Pflanzen dort wieder 
leben können. 

Das Wasserrecht, das bundesdeutsche Wasser-
haushaltsgesetz, wurde durch diverse Änderungen, 
zuletzt durch eine Verordnung 2015 geändert. Da-
her muss das Landeswassergesetz in Nordrhein-
Westfalen an das neue Wasserhaushaltsgesetz an-
gepasst werden. Und das enthält jetzt zahlreiche 
Regelungsoptionen und Öffnungsklauseln für die 
Länder. Dadurch ermöglicht es ergänzende oder 
abweichende Landesregelungen.  

Diese Möglichkeiten müssen mit dem Landesgesetz 
zur Konkretisierung und Verbesserung zum nach-
haltigen Gewässer- und Grundwasserschutz jetzt 
genutzt werden. Denn der gute ökologische Zu-
stand wird bisher nur im einstelligen Prozentbereich 
erreicht. Der gute chemische Zustand wird flächen-
deckend verfehlt. Man betrachte die Nitratbelastung: 
Deutschland hat nach Malta die höchste Nitratver-
schmutzung des Grundwassers innerhalb der EU.  

In Nordrhein-Westfalen können deshalb bereits aus 
rund 40 % aller Grundwasservorkommen ohne ent-
sprechende Aufbereitung kein Trinkwasser mehr 
gewonnen werden. Auch mehrere Tausend Haus-
brunnen in Nordrhein-Westfalen überschreiten den 
EU-Grenzwert von 50 mg Nitrat pro Liter und kön-
nen deshalb nur eingeschränkt genutzt werden. 

Ein weiteres Beispiel ist die flächendeckende Über-
schreitung der Quecksilber-Umweltqualitätsnorm. 
Die Hauptquelle ist bis heute die Kohleverbrennung. 
Da auch sämtliche anderen Technologien zur Ge-
winnung fossiler Energieträger, darunter Erdgas aus 
Fracking, mit schädlichen Einträgen ins Oberflä-
chengewässer und in das Grundwasser verbunden 
sind – zwangsläufig und unvermeidlich –, muss ein 
eindeutiges gesetzliches Frackingverbot ins Lan-
deswassergesetz. Und es braucht einen schnellen 
Kohleausstieg. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Es ist unsere Pflicht als nordrhein-westfälischer 
Landesgesetzgeber, über gesetzliche Regelungen 
im Landeswassergesetz bestimmte Benutzungstat-
bestände, Erdaufschlüsse, unterirdische Anlagen 
und weitere entsprechende Aktivitäten zu untersa-
gen. Da hilft es dann auch, dass durch die 7. Novel-
le des Wasserhaushaltsgesetzes der Grundsatz der 
nachhaltigen Entwicklung unter Berücksichtigung 

der Erfordernisse der Ökologie und des Klimaschut-
zes ausdrücklich aufgenommen wurden.  

Die größte Herausforderung ist die Integration der 
Umweltziele in die verschiedenen Politikbereiche – 
Landwirtschaft, Forst, Raum- und Bauleitplanung, 
Verkehr, Naturschutz usw. Denn nur dadurch kann 
der Schutz der Oberflächengewässer, des Grund-
wassers und der Flüsse und letzten Endes damit 
auch der Meere wirksam erreicht werden.  

Wir stimmen dieser Überweisung zu und freuen uns 
auf die Diskussion im Ausschuss. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Danke, Herr 
Kollege Rohwedder. – Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/10799 an den Ausschuss für Kli-
maschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz – federführend – sowie an 
den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Indust-
rie, Mittelstand und Handwerk. Inzwischen haben 
sich die Fraktionen darauf verständigt zu empfeh-
len, den Antrag auch mitberatend an den Aus-
schuss für Kommunalpolitik zu überweisen. Wer 
möchte dieser Überweisungsempfehlung zustim-
men? – Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

17 Neunzehnter Staatsvertrag zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Neun-
zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung  
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 16/10719 

Herr Minister Lersch-Mense hat für die Landesregie-
rung mitgeteilt, die Einbringungsrede  zu Protokoll 
zu geben. (Siehe Anlage 2). 

(Beifall) 

Eine weitere Aussprache ist heute nicht vorgese-
hen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrages Druck-
sache 16/10719 an den Hauptausschuss – feder-
führend – sowie an den Ausschuss für Kultur und 
Medien. Wer ist dafür? – Ist jemand dagegen? – 
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